Beschlüsse des Deutschen Ärztetages zum Thema Streik:

6. Gesundheitsreform . Vergütung von Krankenhausärzten 
Der 109. Deutsche Ärztetag fordert die Bundesregierung auf, bei der Ausgestaltung der aktuellen Gesundheitsreform eine angemessene und den tatsächlichen Arbeits-leistungen entsprechende Vergütung der Krankenhausärztinnen und -ärzte von Anfang an in die Kalkulationen für eine Neugestaltung der Finanzierung des deutschen Gesundheitssystems mit einzubeziehen. 

Bislang wurden im deutschen Gesundheitswesen erhebliche Summen dadurch eingespart, dass Krankenhausärztinnen und -ärzte routinemäßig unbezahlte Mehrarbeit geleistet haben, die in den meisten Fällen nicht durch Freizeit ausgeglichen wurde. Die Kolleginnen und Kollegen können und wollen diese Praxis nicht länger tolerieren und fordern die vollständige und international konkurrenzfähige Vergütung aller ärztlichen (Mehr-)Arbeit. 

7. Entbürokratisierung ärztlicher Tätigkeit 
Die Gesundheitsgesetzgebung der letzten Jahre ist geprägt vom Misstrauen gegenüber Ärztinnen und Ärzten (und anderen an der Gesundheitsversorgung Beteiligten). Sie werden degradiert zu Leistungsanbietern. Ihnen wird ohne Nachweis eine schlechte Qualität bei angeblich überteuerten Leistungen unterstellt. Durch Gesetze und Verordnungen . insbesondere begründet im SGB V . werden bürokratische Kontrollstrukturen aufgebaut, die immense Ressourcen verbrauchen, ohne dass nachgewiesen ist, dass sie zu der behaupteten Verbesserung und Effizienzsteigerung im Gesundheitswesen beigetragen hätten. Im Gegenteil sind nicht einmal die vom Gesetzgeber von sich selbst geforderten Nachweise (Beispiel: Begleitforschung zu den Auswirkungen der Einführung der DRGs) erbracht. Unterschiedliche 

und nicht abgestimmte Verordnungen und Richtlinien und weitgehend der parlamentarischen Kontrolle entzogene Institute haben zu einem teuren und intransparenten Bürokratiesystem geführt, das die Kosten in die Höhe treibt und in dem Finanzmittel versickern, die für die Patientenversorgung dringend benötigt würden. 

Der 109. Deutsche Ärztetag fordert daher: Die neuerlich und aktuell diskutierte "Gesundheitsreform" muss diese Kontrollbürokratie konsequent abschaffen und wieder vertrauen auf die Leistungsqualität, den Leistungswillen und die Leistungsfähigkeit der Ärztinnen und Ärzte in Deutschland. 

Qualitätssicherungs- und Verbesserungsprojekte sind sinnvoll. Sie müssen jedoch mit medizinisch-wissenschaftlichem Sachverstand und unter Einbeziehung der ärztlich-praktischen Erfahrung gezielt geplant werden. Wie bei jeder wissenschaftlichen Arbeit müssen Ziele vorher definiert und die geeigneten Instrumente danach festgelegt werden. 

Ärztlich veranlasste Leistungen und Verordnungen sind als notwendig, zweckmäßig, ausreichend und wirtschaftlich zu betrachten, solange keine konkreten Anhaltspunkte dafür bestehen, dass ein Missbrauch vorliegt. 

Wenn der Gesetzgeber für gesetzlich Versicherte den Leistungskatalog beschränken will, so muss er das demokratisch legitimiert durch das Parlament und eindeutig tun. Dies darf nicht auf Krankenkassen und/oder Institute, Gremien, Ausschüsse etc. übertragen werden. Ebenso muss die Diskussion um Leistungsbeschränkungen aus dem Verhältnis zwischen Arzt und Patient herausgehalten werden. Die gesetzlich Versicherten haben ein Recht darauf, verlässlich zu wissen, welche Leistungen sie erwarten können. Nur so können sie . wie die nicht gesetzlich Versicherten . entscheiden, ob sie sich zusätzlich absichern wollen bzw. müssen. 

Die versprochene Begleitforschung zu den DRG-Fallpauschalen muss unverzüglich eingeführt werden. Hierbei sind die medizinischen Auswirkungen auf die Versorgung der Krankenhauspatienten ebenso zu überprüfen wie die Kosten-Nutzen-Relation des Systems. Es ist zu prüfen, ob nicht sogenannte Tracer-Diagnosen bessere und kostengünstigere Indikatoren für die effiziente Behandlung im Krankenhaus sein könnten. Die versteckten Kosten der Abrechnungsbürokratie der DRG-Fallpauschalen (z. B. durch Missbrauch der ärztlichen und pflegerischen Arbeitskraft für Codierungsvorgänge etc.) müssen transparent gemacht werden. Nur so ist eine verantwortungsbewusste Entscheidung darüber möglich, ob die durch das Abrechungssystem verursachten Kosten gerechtfertigt sind. 

Zur Reduzierung der ausufernden Bürokratie fordern wir die Nutzung aller Möglichkeiten moderner elektronischer Datenverarbeitung und die komfortable Nutzbarkeit elektronischer Patientenakten. Durch intelligente Programmierung und Formulargestaltung ist sicherzustellen, dass einmal erfolgte Dokumentationen nicht pausenlos wiederholt werden müssen, sondern Vordokumentationen weitergenutzt werden können. 

Gesetze und Verordnungen müssen auch auf ihre bürokratischen Auswirkungen (und deren Kosten) geprüft werden, bevor sie langfristig Gültigkeit erhalten. Behaupteter Nutzen reicht nicht aus, um Kosten zu rechtfertigen; eine wissenschaftlich fundierte Evaluation ist stattdessen erforderlich. 

8. Ärzteproteste zur Gesundheitspolitik 
Der Deutsche Ärztetag bestätigt den Präsidenten der Bundesärztekammer in seiner Absicht, sich ausdrücklich weiter an die Spitze der Ärzteproteste zu stellen, denn die Bundesärztekammer repräsentiert die gesamte Ärzteschaft. Die Bundesärztekammer muss auch in der Zukunft deutlich machen, dass die gegenwärtige Gesundheitspolitik gegen die Ärzteschaft gerichtet ist. 

Deshalb werden weitere Protestmaßnahmen zur Abwendung von Schaden von der deutschen Ärzteschaft vom Deutschen Ärztetag für notwendig gehalten. 

9. Solidarität mit Arbeitskampfmaßnahmen
Der 109. Deutsche Ärztetag erklärt sich ausdrücklich solidarisch mit den angestellten und niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten, die in ihren Arbeitskampfmaßnahmen und Aktionen für ein gerechtes Vergütungssystem und Verbesserung ihrer Arbeitsbedingungen eintreten. 

Der 109. Deutsche Ärztetag fordert die Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) und Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA) auf, unverzüglich mit der Ärztegewerkschaft Marburger Bund einen arztspezifischen Tarifvertrag abzuschließen, sowie bei einer Gesundheitsreform die leistungsgerechte Vergütung der Ärztinnen und Ärzte einzubeziehen. 

10. Vereinbarung zwischen Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften 
Der 109. Deutsche Ärztetag lehnt mit aller Schärfe Vereinbarungen, die zwischen den Arbeitgeberverbänden und anderen Gewerkschaften als dem Marburger Bund bezüglich der ärztlichen Weiterbildung vereinbart wurden, ab. Die ärztliche Weiterbildung ist genuine Aufgabe der ärztlichen Selbstverwaltung (Ärztekammern) und kann nicht für die Ärzte von anderen Berufsgruppen beschieden werden. 

11. Keine untertarifliche Bezahlung ärztlicher Arbeit an Universitätskliniken 
Der 109. Deutsche Ärztetag fordert die Wissenschaftsministerien der Bundesländer auf, bei Privatisierungen von Universitätsklinika dafür Sorge zu tragen, dass sich die Vergütung aller dort beschäftigten Ärztinnen und Ärzten an dem noch abzuschlie-ßenden arztspezifischen Tarifvertrag orientiert. Der Deutsche Ärztetag lehnt eine untertarifliche Bezahlung ärztlicher Arbeit an Universitätskliniken ab. 

19. Repressalien gegen streikende Ärzte verhindern 
Der Deutsche Ärztetag fordert die Landesärztekammern auf, dass die Präsiden-ten/Präsidentinnen der Landesärztekammern im Falle offensichtlicher Repressalien durch die verantwortlichen Chefärzte/Chefärztinnen gegen streikende Kranken-hausärzte, die ihre Grundrechte wahrnehmen, die Verantwortlichen auf die Möglichkeit des Entzuges der Weiterbildungsermächtigung mangels persönlicher Eignung hinweisen. 

